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1.	 Einführung

In den letzten 10 Jahren wurden in der deutschen Pflegeversicherung wiederholt Leistungsausweitungen 
beschlossen.1 Insbesondere im Zuge der Neudefinition des Pflegebedürftigkeitsbegriffs und der 
Umstellung von drei auf fünf Pflegegrade ist es zu einer deutlich höheren Leistungsinanspruchnahme 
gekommen. Trotz der schon in den letzten Jahren wiederholten Beitragssatzanhebungen verzeichnet 
die Soziale Pflegeversicherung (SPV) seit 2017 ein Defizit (2,4 Mrd. Euro). Für 2018 soll dieses Defizit 
auf 3,5 Mrd. Euro angewachsen sein.2 In 2019 ist der Beitrag für die SPV daher auf 3,05 % bzw. 3,3 % 
für Kinderlose erhöht worden. Zudem sind weitere Verbesserungen in der Pflege geplant, insbesondere 
verbesserte Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte, die ebenfalls finanziert werden müssen.

Die wiederholten Beitragssatzanhebungen fanden in einem wirtschaftlich sehr positiven Umfeld und 
noch vor den anstehenden einschneidenden demografischen Veränderungen in der Bevölkerungs-
struktur statt. Die Baby-Boomer Generationen stehen noch im Arbeitsleben und sind Nettozahler in 
der Pflegeversicherung. Rücken diese hingegen in den kommenden Jahren in Altersgruppen vor, die 
geringere Einnahmen generieren und gleichzeitig eine höhere Pflegefallwahrscheinlichkeit aufweisen, 
werden sie zu Nettoempfängern in der SPV. Bei einer gleichzeitig abnehmenden Anzahl von potentiel-
len Beitragszahlern wird es auch bei unverändertem Leistungskatalog zu steigenden Beitragssätzen 
kommen müssen.3 

Um zu verdeutlichen, welche Auswirkungen die Demografie und Leistungsausdehnungen auf die 
Finanzierung der SPV haben könnten, wird in der vorliegenden Arbeit ein Modell entwickelt, das auf 
bestimmten Annahmen zur Versicherten-, Beitrags- und Ausgabenentwicklung basiert (vgl. Kapitel 3). 
Innerhalb dieses Modells werden verschiedene Szenarien berechnet, um die Bandbreite möglicher Ent
wicklungen zu verdeutlichen.4 

Um die Wirkung der Demografie zu veranschaulichen, wird in einem ersten Schritt angenommen, dass kein 
Kostendruck im System herrscht, die Ausgabenentwicklung also wie die Einnahmenentwicklung verläuft.

Betrachtet man jedoch die Entwicklung der beitragspflichtigen Einnahmen und die Entwicklung der 
Ausgaben pro Kopf in der SPV in der Vergangenheit, so liegen die durchschnittlichen Wachstumsraten 
für die Ausgaben höher als die Entwicklung der beitragspflichtigen Einnahmen pro Mitglied. Dies gilt 
sowohl für die letzten 10 als auch für die letzten 20 Jahre. Aus der Differenz zwischen der Entwicklung 
der Einnahmenbasis und der Ausgaben entsteht ein erheblicher Kostendruck im System. Um darzu-
stellen, wie sich dieser Kostendruck auf die Finanzen der Sozialen Pflegeversicherung auswirken würde, 
werden in der vorliegenden Arbeit neben dem Szenario ohne Differenz zwischen dem Einnahmen- und 
Ausgabenwachstum auch Szenarien berechnet, in denen – wie in der Vergangenheit – das durchschnitt-
liche Wachstum der Ausgaben und Einnahmen differiert. 

Die vorliegende Simulation soll damit neben der Wirkung der Demografie auch verdeutlichen, in wel-
cher Größenordnung sich die Beitragssätze der SPV bewegen würden, wenn weiterhin Kostendruck im 
System angelegt wäre.

1	 2008: Pflegeweiterentwicklungsgesetz: Erhöhung der ambulanten Sachleistungsbeiträge und des Pflegegelds, 
Beschluss, die Pflegeleistungen ab 2015 mit den Lebenshaltungskosten weiterzuentwickeln. 2012: Pflegeneuaus-
richtungsgesetz: Leistungsverbesserungen für Demenzerkrankte, Förderung alternativer Wohnformen; ab 2015 
Pflegestärkungsgesetze I-III: Erhöhung der Leistungsbeträge, Beschluss eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
mit einhergehender Ausweitung der Pflegegrade von 3 auf 5. 

2	 Bericht im Deutschen Ärzteblatt vom 1. März 2019 unter Berufung auf eine Antwort des Bundesgesundheits
ministeriums auf eine Anfrage der Linken-Fraktion, abgerufen am 18.04.19 https://www.aerzteblatt.de/nachrich-
ten/101386/Pflegeversicherung-verzeichnet-Defizit-von-3-5-Milliarden-Euro. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
war die Kleine Anfrage noch nicht öffentlich verfügbar.

3	 Vgl. hierzu auch Berechnungen von Niehaus (2015), Gasche/Rausch (2016), Kochskämper (2017).
4	 Die vorliegende Studie basiert, insbesondere was die Modellierung betrifft, auf der Vorgehensweise in Arentz/

Ulrich (2017). Außerdem wurden Textbausteine aus dieser Arbeit übernommen.

https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/101386/Pflegeversicherung-verzeichnet-Defizit-von-3-5-Milliarden-Euro
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/101386/Pflegeversicherung-verzeichnet-Defizit-von-3-5-Milliarden-Euro
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2.	 Finanzierung der Sozialen 
Pflegeversicherung (SPV)

Seit 1995 sind alle Bürger in Deutschland verpflichtet, eine Pflegeversicherung abzuschließen. Die 
Pflegeversicherung folgt in der Regel der Krankenversicherung, so dass gesetzlich Krankenversicherte in 
der Sozialen Pflegeversicherung (SPV) und Privatversicherte in der Privaten Pflegepflichtversicherung 
(PPV) versichert sind.5

Ehepartner und Kinder ohne eigenes Einkommen bzw. mit einer geringfügigen Beschäftigung (450 €/
Monat) sind in der SPV beitragsfrei mitversichert. 2017 hatte die Soziale Pflegeversicherung 72,3 
Millionen Versicherte, davon 56 Millionen zahlende Mitglieder.6

Die Finanzierung der SPV erfolgt im Umlageverfahren über einkommensabhängige Beiträge. Der Bei-
tragssatz wird für Arbeitnehmer paritätisch und damit jeweils zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom 
Arbeitnehmer abgeführt.7 Rentner tragen den Beitragssatz für die SPV allein. Es wird ein Aufschlag von 
0,25 Prozentpunkten für kinderlose Erwachsene ab der Vollendung des 23. Lebensjahrs erhoben (§ 55 
Abs. 3 SGB XI). Aktuell liegen die Beiträge bei 3,05 % für Erwachsene mit Kindern und bei 3,3 % für 
Kinderlose. Die Beiträge werden nur bis zur sogenannten Beitragsbemessungsgrenze (2019: 54.450 €/
Jahr) entrichtet. Alle darüber liegenden Einkünfte werden nicht mehr verbeitragt. 

Seit dem 1.1.2015 werden 0,1 Prozentpunkte der Beitragseinnahmen dem sog. Pflegevorsorgefonds, 
der von der Bundesbank verwaltet wird, zugeführt. Der Fonds soll ab dem Jahr 2035 die durch die 
Demografie erwarteten Beitragssatzsteigerungen abfedern.8

Tabelle 1: Durchschnittliche monatliche Sätze in vollstationären Einrichtungen ohne Ausbildungs-
vergütung und ohne Sondereinrichtungen 2019

Einrichtungseinheitlicher 
Eigenanteil Pflegekosten Unterkunft Verpflegung Investitionskosten Gesamt

627 Euro 431 Euro 294 Euro 435 Euro 1.787 Euro

Quelle: Auswertung der Pflegedatenbank des PKV-Verbandes.

Da die Pflegeversicherung als „Teilkaskoversicherung“ ausgestaltet ist, müssen Pflegebedürftige zusätz-
lich zu den Pflegeversicherungsbeiträgen Eigenanteile im Pflegefall tragen. Im stationären Bereich 
setzen sich diese aus dem Eigenanteil an den Pflegekosten und den Kosten für die Unterbringung 
und Verpflegung (sog. Hotelkosten) sowie den Investitionskosten zusammen. Im Bundesdurchschnitt 
betragen diese Eigenanteile in 2019 ca. 627 Euro für die Pflegekosten, 431 Euro für die Unterkunft, 
294 Euro für die Verpflegung und 435 Euro für die Investitionskosten. In der Summe sind im Bundes-

5	 Freiwillig in der GKV Versicherte sind in der SPV zunächst versicherungspflichtig, können aber innerhalb von 3 
Monaten nach Eintritt der Versicherungspflicht einen Antrag auf Befreiung von dieser Versicherungspflicht stellen. 
Hierfür genügt der Nachweis, dass sie bei einem privaten Versicherungsunternehmen gegen Pflegebedürftigkeit 
versichert sind. Die abgesicherten Leistungen müssen nach Art und Umfang den Leistungen des Sozialen Pflegever-
sicherung gleichgestellt sein (§ 22 SGB XI).

6	 Vgl. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Statistiken/Pflegeversiche-
rung/Versicherte/Versicherte_2017.xls, zuletzt abgerufen am 18.7.2018. Aktuellere Zahlen liegen noch nicht vor.

7	 Aus ökonomischer Sicht muss jedoch zwischen Zahllast und Traglast unterschieden werden. Ob die Arbeitgeber 
oder Arbeitnehmer die Beitragsbelastung zu tragen haben, hängt von den jeweiligen Elastizitäten des Angebots und 
der Nachfrage ab. Unabhängig von der konkreten Zahllast trägt die unelastischere Seite des Marktes einen höheren 
Anteil der Beitragsbelastung. Zudem ist in einem lohnzentrierten System auch der Arbeitgeberanteil aus der Wert-
schöpfung des Arbeitnehmers zu finanzieren, so dass auf die Gesamtbelastung ankommt.

8	 Vgl. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-z/p/pflegevorsorgefonds.html#c1188, 
zuletzt abgerufen am 24.7.2018.
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durchschnitt 1.787 Euro von den Versicherten selbst zu tragen (vgl. Tabelle 1). Allerdings variieren 
diese Eigenanteile je nach Bundesland erheblich. So bewegen sich die Eigenanteile nur für die Pflege-
kosten zwischen 301 Euro in Thüringen und 883 Euro in Baden-Württemberg. Betrachtet man die 
Gesamtsumme, so variieren die Eigenanteile zwischen 1.184 Euro in Sachsen und über 2.200 Euro in 
Nordrhein-Westfalen.9

9	 Zahlen ohne Ausbildungszuschläge und ohne Sondereinrichtungen. Werden diese noch berücksichtigt, steigt bspw. 
der Eigenanteil für die Pflegekosten auf durchschnittlich 734 Euro. Quelle: Auswertung der Pflegedatenbank des 
PKV-Verbands https://www.pflegeberatung.de/meine-pflegesuche.html.
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3.	 Beschreibung des Grundmodells für die 
Simulation mit dem Basisjahr 2017

Als Grundlage für die Simulation der zukünftigen Finanzierungssituation in der Sozialen Pflegever-
sicherung werden Daten zu den beitragspflichtigen Einnahmen und den Ausgaben der SPV benötigt. Im 
Folgenden werden kurz die Datengrundlagen beschrieben, die für die Simulation verwendet werden.10

3.1	 Herleitung der altersabhängigen Beitragszahlung

Über die Höhe der Beitragszahlungen im Lebensverlauf liegen für die SPV keine direkt verfügbaren 
Daten vor. Daher werden für die vorliegende Analyse Querschnittsprofile aus den Daten der Deutschen 
Rentenversicherung konstruiert.11 

Diese altersabhängigen Beitragszahlungen beziehen sich nur auf abhängig Beschäftigte, da keine Daten 
zu den altersabhängigen Einkommen von Selbständigen vorliegen. Bei den abhängig Beschäftigten 
wird sowohl der vom Arbeitnehmer als auch der vom Arbeitgeber gezahlte Anteil berücksichtigt. Dies 
erscheint sinnvoll, da auch der Arbeitgeberanteil vom Angestellten erwirtschaftet werden muss.

In den Daten der Deutschen Rentenversicherung werden die von den Rentenversicherten erzielten 
Jahresentgelte in 2.500 € Schritten für einzelne Altersklassen für das gesamte Bundesgebiet differen-
ziert nach Geschlecht ausgewiesen. Daraus lassen sich für jedes Alter und Geschlecht die durchschnitt-
lichen Jahresentgelte für Gesamtdeutschland berechnen.

Sollen die Daten der Rentenversicherung auf die SPV übertragen werden, müssen die Unterschiede 
der beiden Systeme beachtet werden. Im Gegensatz zur SPV gibt es in der Rentenversicherung keine 
Versicherungspflichtgrenze, sondern nahezu alle Arbeitnehmer – ob Angestellte oder Arbeiter – sind 
in der Rentenversicherung pflichtversichert.12 Die Versicherungspflichtgrenze in der SPV lag 2017 bei 
57.600 €. 

Nach Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamtes von 2013 
waren 914.994 Arbeiter und Angestellte mit einem Einkommen über der Versicherungspflichtgrenze 
in der PKV, die rentenversicherungspflichtig sind.13 Es wird angenommen, dass auch 2017 in etwa 
diese Zahl an Personen in der Rentenversicherungsstatistik enthalten ist, aber in der PKV bzw. PPV ver-
sichert ist und damit für die Berechnung der SPV-Einnahmen herausgerechnet werden muss. Abgeleitet 
aus den Rentenversicherungsdaten in Kombination mit der Versicherungspflichtgrenze 2017 für die 
SPV ergeben sich etwa 4 Millionen Personen in der Rentenversicherung, die ein Einkommen über der 
Versicherungspflichtgrenze der SPV erzielten.14 Nach dem sich so ergebenden Verhältnis wird die 
Versichertenzahl der Rentenversicherung bei den Personen, die über der Versicherungspflichtgrenze 
der SPV verdienen, um 22 % reduziert. Die restlichen Versicherten werden der SPV zugeordnet.

Berücksichtigt wird zudem die Beitragsbemessungsgrenze in der SPV von 52.200 € im Jahr 2017. Für 
die Beitragsberechnung werden nur Einkommen bis zu dieser Grenze herangezogen.

Um einen durchschnittlichen SPV-Versicherten mit seinen beitragspflichtigen Einnahmen abzubilden, 
muss zusätzlich beachtet werden, dass in der SPV nicht nur Erwerbstätige versichert, sondern auch 
Familienmitglieder beitragsfrei mitversichert sind. Diesen Personen ist kein Einkommen zuzuordnen, 

10	 Für eine detaillierte Darstellung der Vorgehensweise siehe Arentz/Ulrich (2017) und Niehaus (2013).
11	 Quelle für die Daten ist das Statistikportal der Deutschen Rentenversicherung (statistik-rente.de): Aktiv Versicher-

te, Beschäftige ohne Beitragsbesonderheiten im Berichtszeitraum (Alter, erzielte Jahresentgelte, Zeiten). 
12	 Einzelne Gruppen, wie z. B. Rechtsanwälte, können sich in einem eigenen Versorgungswerk versichern. 
13	 Eigene Auswertung der EVS (2013).
14	 Eigene Berechnung auf Basis der Rentenversicherungsstatistik.
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auf das Beiträge erhoben werden können. Die so erforderliche Korrektur der beitragspflichtigen 
Einnahmen ist mit Hilfe der Mitgliederstatistik KM 6 des Gesundheitsministeriums und der dort 
angegebenen altersabhängigen Mitversichertenanteile möglich. Dadurch, dass diese Mitversicherten 
keine beitragspflichtigen Einnahmen erzielen, reduzieren sie die Durchschnittsentgelte und führen zu 
einem geringeren Verlauf der Beitragsprofile. Zugrunde gelegt wird die Mitgliederstruktur von 2017.

Aus dem bisherigen Vorgehen ergeben sich die durchschnittlichen Beitragszahlungen bis zum Alter 
67.15 Aber auch Rentner führen Beiträge an die SPV ab, diese tragen sie allein. 

Zusätzlich sind auf Betriebs- und Zusatzrenten ebenfalls Beiträge zu zahlen. Für das Jahr 2017 errechnen 
sich aus den verfügbaren Daten beitragspflichtige Einnahmen je Rentner von ca. 13.938,55 €.16 

Dieser Durchschnittsbetrag teilt sich unterschiedlich auf Männer und Frauen auf. Um die geschlechts
spezifischen Beitragszahlungen abzuschätzen, werden Daten des Rentenversicherungsberichts 201817 
herangezogen. Hier werden im Durchschnitt über die Geschlechter 11.383,20 € Gesamtrentenzahlung 
je Rentner im Jahr 2017 ausgewiesen. Damit besteht eine Lücke zu den Werten, die sich aus den Daten 
des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) ergeben. Diese Lücke ist vor allem mit der Verbeitragung 
von Betriebsrenten und anderen rentenähnlichen Zahlungen zu erklären. Um diese Rentenzahlungen 
in die Berechnung einfließen zu lassen, werden bei beiden Geschlechtern die Werte gleichermaßen 
prozentual angehoben, und zwar in dem Maße, in dem die Daten des BMG im Schnitt über den Daten 
des Rentenversicherungsberichts für beide Geschlechter liegen. Durch dieses Vorgehen wird implizit 
unterstellt, dass sich die Höhe der Betriebsrenten auf Frauen und Männer genauso verteilen wie der 
Gesamtrentenzahlbetrag der gesetzlichen Rentenversicherung, der insbesondere bei Frauen auch die 
Witwenrente enthält. Es ist daher davon auszugehen, dass damit die Betriebsrenten der Frauen über-
schätzt und die der Männer unterschätzt werden.

Aufgrund der Nutzung der Rentenversicherungsdaten ergibt sich eine Abweichung der berechneten 
Summe der beitragspflichtigen Einnahmen zu den Angaben vom Bundesministerium für Gesundheit 
in 201718 (Abweichung von 2 Prozent). Die beitragspflichtigen Einnahmen nach Alter und Geschlecht 
werden daher im Modell mit einem Korrekturfaktor versehen, um in der Summe denselben Wert wie das 
Bundesministerium für Gesundheit zu erhalten.19 

Zusätzlich werden in der Simulation die Einnahmen aus dem Pflegevorsorgefonds berücksichtigt. Für 
die Zukunft wird eine Verzinsung von 2,5 % p.a. angenommen.

3.2	 Ermittlung der altersabhängigen Pflegeausgaben

Die durchschnittliche Höhe der Pflegeleistungen, die eine einzelne Person in Anspruch nimmt, ist alters-
abhängig. Die Kosten nach Alter liegen in den offiziellen Statistiken nicht für Altersjahre, sondern nur 
gruppiert vor. Für die hier vorliegende Simulation wurden die Pflegebedürftigen pro Altersgruppe ins 
Verhältnis zu den Versicherten dieser Altersgruppe gesetzt.20 Damit erhält man annähernd die Pflege-

15	 Das Renteneintrittsalter von 67 Jahren gilt erst für die Jahrgänge ab 1964. Zur Vereinfachung wird das Rentenein-
trittsalter von 67 aber in der vorliegenden Arbeit für alle Jahrgänge eingesetzt. 

16	 Beitragspflichtige Einnahmen der Rentner von 245 Mrd. Euro (Quelle: KV45 Statistik) dividiert durch die 17,6 
Millionen Rentner (Quelle: KM6 Statistik).

17	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2018), S. 18.
18	 Vgl. Bundesministerium für Gesundheit (2017).
19	 Durch die Übernahme der Daten aus der Rentenversicherung lässt sich zwar die richtige Summe an beitragspflich-

tigen Einnahmen errechnen, die innere Versichertenstruktur der SPV nach verschiedenen unterschiedlichen sozio-
ökonomischen Merkmalen (ALG I, II –Empfänger, Arbeitnehmer in der Gleitzone, etc.) lässt sich dadurch jedoch 
nicht nachbilden. Dies ist für den Fokus dieser Arbeit jedoch nicht von Belang, weil die Einkommensumverteilungs-
ströme hier nicht nachgebildet werden müssen. 

20	 Datengrundlage: „Leistungsempfänger nach Altersgruppen und Pflegegrade“ und Versicherte der SPV. Vgl. https://
www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Statistiken/Pflegeversicherung/Leis-
tungsempfaenger/insgesamt_2017.xls und https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_
Downloads/Statistiken/Pflegeversicherung/Versicherte/Versicherte_2017.xls, zuletzt abgerufen am 18.7.2018.
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fallwahrscheinlichkeit pro Altersgruppe. Diese wurde dann mit den Ausgaben pro Pflegebedürftigen 
der SPV in 2017 multipliziert.21 Diese Vorgehensweise impliziert, dass die Pflegefallwahrscheinlichkeit 
und Struktur (ambulant/stationär) über den Simulationszeitraum konstant gehalten wird. Mögliche 
Veränderungen hin zu einem gesünderen Altern oder einer effizienteren und damit kostengünstigeren 
Versorgung werden über die Variierung des Fortschreibungsfaktors für das Ausgabenwachstum ver-
anschaulicht.22 

Abbildung 1 zeigt die aus den Daten des BMG errechneten Profile der altersabhängigen jährlichen Aus-
gaben nach Geschlecht differenziert. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Daten des Bundesgesundheitsministeriums (Leistungsempfänger nach Alters-
gruppen und Pflegegrade, KM6 Statistik). Für die Abbildung wurde ein gleitender Durchschnitt zur Glättung verwendet.

Die Verteilung der Kosten über den Lebenszyklus zeigt den starken Anstieg der Pflegeausgaben in höhe-
ren Altersklassen. In diesen Altersjahren sind deutlich mehr Menschen auf Hilfe angewiesen und ver-
ursachen entsprechende Kosten in der Pflegeversicherung. Während die Pflegefallwahrscheinlichkeit 
in den unteren Altersklassen für Frauen und Männer etwa gleich hoch ist, verursachen Frauen in den 
älteren Altersjahren deutlich höhere Kosten als Männer. Dies ergibt sich durch die höhere Pflegewahr-
scheinlichkeit und die größere Anzahl älterer Frauen in Folge ihrer höheren Lebenserwartung.

21	 Vgl. zu den Ausgaben der SPV: https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/
Statistiken/Pflegeversicherung/Finanzentwicklung/Finanzentwicklung-der-sozialen-Pflegeversicherung__2017.xls, 
zuletzt abgerufen am 18.7.2018.

22	 Eine Differenzierung bzw. Veränderungen der Pflegefallwahrscheinlichkeiten für einzelne Altersgruppen wird hier 
jedoch nicht vorgenommen.
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Abbildung 1: Durchschnittliche Leistungsausgaben in der SPV in 2017 nach Altersgruppen

in € pro Versicherten
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4.	 Mögliche Entwicklungspfade der  
SPV-Finanzierung

Derzeit verzeichnet die SPV trotz hohem Beschäftigungsstand und damit steigenden Beitragseinnahmen 
Defizite. Dabei entfalten die anstehenden demografischen Veränderungen in der umlagefinanzierten 
SPV derzeit noch keine starke Wirkung. 

Grundlage für die Vorausberechnung der Finanzierung der SPV ist die Prognose der Versichertenzahlen. 
Hierfür wird die 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes in 
der Aktualisierung (Basis: 31.12.2015) herangezogen.23 Anhand dieser Daten werden die jährlichen 
Veränderungsraten der Bevölkerung nach Alter und Geschlecht berechnet und auf das SPV-Kollektiv 
übertragen. Da keine nach Altersjahren differenzierten Versichertenzahlen für die SPV vorliegen, 
wurden diese aus den vom Bundesversicherungsamt veröffentlichten Altersausgabenprofilen der GKV, 
das die Ausgaben der Versicherten in Pro-Tag-Werten ausweist, errechnet. Mit diesen Daten kommt es 
allerdings zu einer Unterschätzung der Zahl der 0-Jährigen, weil unterjährig Geborene nur anteilig in die 
Personenberechnung eingehen. Durch eine Verdopplung dieser Personengruppe wird eine Gleichver-
teilung der Geburtstermine über das Jahr angenommen. Die so berechneten SPV-Versicherten werden 
dann mit den jeweiligen jährlichen Veränderungsraten nach Alter und Geschlecht aus der Bevölke
rungsvorausberechnung fortgeschrieben. Damit wird angenommen, dass sich das SPV-Kollektiv wie die 
Gesamtbevölkerung entwickelt.24 Ferner wird unterstellt, dass die Mitgliederstruktur konstant bleibt.

Zugrunde gelegt wird die Variante der Bevölkerungsvorausberechnung G1-L1-W2015. Hier wird eine 
Geburtenrate von 1,5 Kinder pro Frau unterstellt, eine Lebenserwartung für Jungen, die 2060 geboren 
werden, von 84,7 Jahren und bei Mädchen von 88,6 Jahren. Für den Außenwanderungssaldo wird 
angenommen, dass er von 750.000 auf 200.000 Nettozuwanderer in 2021 sinkt und für den restlichen 
Projektionszeitraum konstant bleibt. Damit wird die Variante mit etwas höherer Zuwanderung zugrunde 
gelegt, um den in den letzten Jahren stark gestiegenen Zuzug von Migranten zu berücksichtigen. 

Quelle: Eigene Berechnungen der Versichertenzahlen auf Basis des Bundesversicherungsamts (Bundesversicherungsamt, 
2018) und der 13. Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt, 2017).

In Abbildung 2 sind über die Jahre die Verschiebung der Babyboomer ins höhere Alter, eine starke 
Abnahme der SPV-Versicherten im erwerbsfähigen Alter und eine Zunahme der sehr Alten ersich-

23	 Vgl. Statistisches Bundesamt (2017).
24	 Die Fortschreibung der Versicherten mit den Veränderungsraten der Gesamtbevölkerung aus der Prognose des 

Statistischen Bundesamts wird auch von Kochskämper (2017) so durchgeführt.
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Abbildung 2: Entwicklung der SPV-Versichertenzahlen bis 2040
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tlich. Die unterstellte Geburtenrate führt aufgrund der sinkenden Anzahl potentieller Mütter zu einer 
Abnahme der Geburtenzahl.

Anhand der Projektion der Versichertenzahlen lässt sich auch abschätzen, wie sich die Zahl der Pflege-
bedürftigen entwickeln wird. Bei gleichbleibender Pflegefallwahrscheinlichkeit25 und konstanten 
sonstigen Rahmenbedingungen würde die Zahl der Pflegebedürftigen auf ca. 4,4 Millionen in 2040 
ansteigen (vgl. Abbildung 3).

Quelle: Eigene Berechnungen

Mit der Fortschreibung der Versichertenzahl lassen sich nun unterschiedliche Szenarien durchspielen, 
die zeigen, wie sich die SPV-Finanzierung unter verschiedenen Rahmenbedingungen weiterentwickeln 
wird. Im ersten Szenario wird unterstellt, dass sich die Einnahmen und Ausgaben im Einklang entwickeln. 
Dieses Szenario liefert Erkenntnisse über die Wirkung des demografischen Wandels, der, unabhängig 
von einem Kostendruck im System, beitragssteigernd wirkt. Verdeutlicht werden die Auswirkungen 
dieses Wandels auf den Beitragssatz in einem Zeitraum bis 2040. Bei diesen Beitragssatzszenarien 
wird auf einen durchschnittlichen Beitragssatz abgestellt, die Differenzierung zwischen Kinderlosen 
und Versicherten mit Kindern wird vernachlässigt, da es für die Aussagen dieser Analyse ausreicht, 
die Beitragssatztendenzen aufzuzeigen. Zusätzlich wird die Mitgliederstruktur der Frauen variiert, um 
zu zeigen, welche Beitragssatzwirkung von einer verstärkten Erwerbstätigkeit der Frauen ausgehen 
könnte. Hier wird nur die Wirkung auf der Einnahmenseite betrachtet, mögliche negative Auswirkungen 
auf die Ausgabenseite durch höhere Inanspruchnahme professioneller Pflege werden vernachlässigt. 
Damit ist dies ein sehr optimistisches Szenario.

Ausschlaggebend für den Beitragssatz ist die Differenz zwischen Einnahmen- und Ausgabenent-
wicklung. Betrachtet man die letzten 20 Jahre vor dem in dieser Studie angesetzten Basisjahr 2017 
lässt sich feststellen, dass die Ausgaben pro Jahr und pro Kopf deutlich stärker gestiegen sind als die 
beitragspflichtigen Einnahmen: Im Zeitraum 1997-2017 wuchsen die beitragspflichtigen Einnahmen 
pro Mitglied um 1,6 % p.a., während die Ausgaben pro Kopf im Durchschnitt um 4,7 % p.a. zunahmen.26 
Im kürzeren Zeitraum von 2007-2017 ergeben sich Werte von 2,1 % p.a. für die Entwicklung der bei-
tragspflichtigen Einnahmen je Mitglied und 7,4 % p.a. für die Ausgaben. Mithin ergibt sich eine noch 
deutlich höhere Spreizung zwischen Einnahmen und Ausgaben. Dabei verläuft die Ausgabensteigerung 

25	 Grundlage sind hier Daten von 2017.
26	 Eigene Berechnung auf Basis der Statistiken des Bundesministeriums für Gesundheit. Die Entwicklung der beitrags-

pflichtigen Einnahmen beruhen auf den Daten aus der Statistik des Bundesministeriums für Gesundheit: Kennzah-
len und Faustformeln, verschiedene Jahrgänge. Die Ausgaben pro Versicherten wurden anhand der Daten aus der 
Finanzentwicklung der Sozialen Pflegeversicherung sowie der Mitgliederstatistik KM6 berechnet. 
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Abbildung 3: Entwicklung der Anzahl von Pflegebedürftigen bei gleichbleibender 
Pflegefallwahrscheinlichkeit
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deutlich erratischer als die Einnahmensteigerung (vgl. Abbildung 4). Während es in manchen Jahren 
kaum Ausgabensteigerungen gab, kommt es in Einzeljahren zu zweistelligen Ausgabenzuwächsen (etwa 
2015 zu 2014 oder 2017 zu 2016).

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Ausgaben (inkl. Verwaltungskosten) der SPV und der Versichertenzahlen (BMG; 
KM6 Statistik).

Würde man die durchschnittlichen Steigerungsraten von 2007-2017 für die Simulation zugrunde legen, 
ergäbe sich schon 2025 ein Beitragssatz von 4,85 % (vgl. Abbildung 5).

Quelle: Eigene Berechnungen.

Die hohe Dynamik bei den Ausgaben ist auf die politisch beschlossenen Leistungsausdehnungen 
zurückzuführen, die für die Zukunft kaum vorherzusehen sind. Zudem ist angesichts der durch die 
demografischen Veränderungen zukünftig verringerten Finanzierungsspielräume unwahrscheinlich, 
dass die Wachstumsraten der Ausgaben der letzten Jahre auch in Zukunft so eintreten werden. Daher 
wird für die Ausgaben-/Einnahmendifferenz nicht auf diese Vergangenheitsdaten zurückgegriffen. Viel-
mehr wird ausgehend von der Wachstumsrate der Einnahmenbasis der letzten 10 Jahre die Differenz 
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Abbildung 4: Jährliche Veränderungsraten der beitragspflichtigen Einnahmen je Mitglied und  
Ausgaben pro Versicherten in der SPV
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Abbildung 5: Beitragssatz bei Einnahmen- und Ausgabendynamik von 2007-2017
in %
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zwischen Einnahmen und Ausgabenwachstum variiert, um aufzuzeigen, was eine stärkere oder schwä-
chere Spreizung zwischen Einnahmenbasis und Ausgaben für Auswirkungen auf die Finanzierung der 
SPV hätte. Die vorliegende Simulation erhebt daher nicht den Anspruch, den tatsächlichen Beitragssatz 
prognostizieren zu können, sondern soll eine Bandbreite möglicher Beitragspfade in Abhängigkeit von 
der Höhe der Spreizung zwischen Einnahmen- und Ausgabenwachstum aufzeigen. Diese Differenz lässt 
sich dann durch politische Maßnahmen sowohl auf der Einnahmen- als auch der Ausgabenseite beein-
flussen.

4.1	 Szenario ohne Kostendruck

Im ersten Szenario wird unterstellt, dass Ausgaben und Einnahmen mit derselben Rate wachsen, mithin 
kein Kostendruck im System angelegt ist. Hier ist also die Wirkung der demografischen Veränderungen 
auf die Finanzierung der Pflegeversicherung ersichtlich.

Quelle: Eigene Berechnungen.

Abbildung 6 zeigt den Verlauf des Beitragssatzes, der sich in diesem Szenario bis 2040 ergeben würde. 
Für das Startjahr wird berechnet, wie hoch der durchschnittliche Beitragssatz (für Kinderlose und mit 
Kindern) gewesen sein müsste, um die Ausgaben zu decken. Es werden also im Gegensatz zur Realität 
keine Defizite angenommen. Im Basismodell würde der zur Ausgabendeckung benötigte Beitragssatz 
von 2,85 % in 2017 auf knapp 3,7 % in 2030 und auf 4,1 % in 2040 ansteigen. Die Absenkung in 2035 
liegt an der schrittweisen Auflösung der angesparten Demografiereserve. Man erkennt, dass der Einsatz 
der Reserve zu einem kurzfristigen Rückgang des Beitragssatzes führt, der Anstieg aber von diesem 
niedrigeren Niveau aus kontinuierlich weitergeht.

In Kapitel 4 wurde bereits der Einfluss der Erwerbstätigenquote auf die Finanzen der SPV thematisiert. 
Die höhere Erwerbstätigenquote der letzten Jahre ist insbesondere dem Umstand geschuldet, dass 
Frauen vermehrt einer Beschäftigung nachgehen (vgl. auch 5.1). Deshalb wurde hier auch modelliert, 
welcher beitragssatzsenkende Effekt auch in Zukunft von solchen Steigerungen in der Erwerbstätigkeit 
von Frauen ausgehen könnte. Dafür wird die – sehr optimistische – Annahme getroffen, dass Frauen in 
allen Altersgruppen dieselben Mitgliedsquoten aufweisen wie Männer.27 Wie in Abbildung 6 ersichtlich, 
würde dies zu einem leichten Beitragssenkungseffekt gegenüber dem Basisszenario führen. Trotzdem 

27	 Da die Auswirkungen auf den Lohn unklar sind, werden dieselben Fraueneinkommen wie im Basismodell zugrunde 
gelegt.
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Abbildung 6: SPV-Beitragssatzentwicklung im Basisszenario bis 2040 
in unterschiedlichen Varianten
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kann auch in diesem sehr optimistischen Szenario ein Beitragssatzanstieg durch die Demografie nicht 
vermieden werden. Zudem ist es höchst fraglich, ob die Erwerbstätigkeit von Frauen noch deutlich über 
das heutige Niveau angehoben werden kann, da die Erwerbstätigenquote in Deutschland im europäi-
schen Vergleich schon sehr hoch ist.

Die Beitragssatzanstiege durch die Demografie würden zu folgenden absoluten Belastungen führen: 
Im Jahr 2017 betrugen die durchschnittlichen jährlichen Beitragseinnahmen pro Mitglied knapp 
645 €.28 Erhöht sich der Gesamtbeitragssatz auf 3,7 % (2030), erhöht sich die durchschnittliche Bei-
tragsbelastung pro Mitglied auf 863 € im Jahr, bei einem Beitragssatz von 4,1 % (2040) auf 937 €. 
Folglich müsste ein Mitglied etwa 34 % (2030) bzw. knapp 45 % (2040) mehr an Pflegeversicherungs-
beitrag entrichten, wenn es heute in einer Gesellschaft mit der Altersstruktur von 2030 bzw. 2040 
leben würde.29 Der Demografieeffekt fällt in der SPV damit höher aus als in der GKV30, da die SPV ein 
deutlich steileres Ausgabenprofil aufweist. Eine Verschiebung der Versicherten in Richtung der aus-
gabenträchtigen Altersbereiche hat damit einen höheren Effekt als in der GKV.31 

4.2	 Szenario mit Kostendruck

Wie eingangs beschrieben, haben sich die Einnahmenbasis und die Ausgaben in den letzten Jahrzehnten 
nicht im Einklang bewegt, was an diversen Leistungsausdehnungen lag. Zusätzlich zum Szenario ohne 
Differenz zwischen Entwicklung der Leistungsausgaben und Entwicklung der Einnahmen, wird im Fol-
genden daher auch berechnet, wie sich der Beitragssatz entwickeln würde, wenn die Ausgaben auch in 
Zukunft mit einer höheren Rate wachsen als die Einnahmenbasis. 

Wie bereits erwähnt, ist für die Beitragssatzentwicklung der Abstand zwischen der Entwicklung der Ein-
nahmenbasis und der Ausgabenentwicklung maßgeblich. Abbildung 7 zeigt den Verlauf des Beitragssat
zes bei verschiedenen Abständen zwischen Einnahmen- und Ausgabenentwicklung. Im Szenario mit 
Kostendruck wird der Abstand zwischen Einnahmen- und Ausgabenentwicklung auf 1, 2 und 3 Prozent-
punkte fixiert.32 Zudem wird zum Vergleich die Variante „kein Kostendruck“ eingefügt. In letzterem Fall 
würde wiederum nur die Demografie den Beitragssatz bestimmen.

Wie in Abbildung 7 ersichtlich, ist der Einfluss des Abstandes zwischen Einnahmen und Ausgaben auf 
den Beitragssatzverlauf erheblich. Beträgt der Abstand zwischen der Einnahmen- und Ausgabenent-
wicklung 3 Prozentpunkte, ist mit einem Beitragssatz von 5,2 % in 2030 und 7,9 % in 2040 zu rechnen. 
Bei einem Abstand von 2 Prozentpunkten resultierten Beiträge in Höhe von 4,6 % in 2030 und 6,4 % 
in 2040. Betrüge der Abstand nur 1 Prozentpunkt, ergäben sich Beitragssätze von 4,1 % in 2030 und 
5,2 % in 2040. Ohne Kostendruck lägen die Beitragssätze bei 3,7 % (2030) und 4,1 % (2040). 

28	 SPV-Einnahmen insgesamt in 2017: 36,1 Mrd. € (vgl. BMG, Finanzentwicklung der SPV), Mitglieder: knapp 56 Mio. 
in 2017 (vgl. KM6 Statistik 2017).

29	 Eigene Berechnungen anhand der im Modell angenommenen Versicherten- bzw. Mitgliederentwicklung.
30	 Vgl. zu den Berechnungen für die GKV Arentz/Ulrich (2017).
31	 Vgl. auch Gasche/Rausch (2016).
32	 Für das Einnahmenwachstum wird die durchschnittliche Wachstumsrate der letzten 10 Jahre, 2,1 % p.a. angesetzt.
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Quelle: Eigene Berechnungen.
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Abbildung 7: SPV-Beitragssatzentwicklung bei Variierung der Differenz zwischen 
Einnahmen- und Ausgabenentwicklung im Basisszenario bis 2040
in %
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5.	 Einflussfaktoren auf die Finanzierung der 
Pflegeversicherung

Die Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der Sozialen Pflegeversicherung kann durch verschiedene 
Faktoren beeinflusst werden. Im Folgenden soll daher diskutiert werden, wo Potential für mögliche 
Einnahmensteigerungen bzw. Ausgabenreduktion liegt.

5.1	 Faktoren auf der Einnahmenseite

Änderungen der Bevölkerungsstruktur und der Erwerbsbeteiligung

Die Finanzierungssystematik der SPV macht dieses Versicherungssystem – wie gezeigt – anfällig für 
Veränderungen in der Versichertenstruktur. Der demografische Wandel in der deutschen Bevölkerung 
wird zu einem sinkenden Anteil von Beitragszahlern im Erwerbsalter und einer steigenden Zahl von 
Rentenbeziehern führen. Die Alterung der Gesellschaft ist auch durch Zuwanderung nur abzumildern, 
nicht umzukehren.33 Für die Finanzierung der Sozialversicherungen ist zudem ausschlaggebend, wie 
viele dieser Zuwanderer eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ausüben können und damit 
zur Finanzierung der Ausgaben beitragen. 

Ein stabilisierender Effekt auf die Einnahmen der SPV (und anderer Sozialversicherungen) könnte von 
höheren Erwerbstätigenquoten ausgehen, wie ein Blick in die Vergangenheit zeigt: Betrachtet man die 
Erwerbsquote, also die Relation von Erwerbstätigen zur Gesamtbevölkerung, so ist in Deutschland ein 
kontinuierlicher Anstieg seit 2007 zu verzeichnen: hatte Deutschland 2007 noch eine Erwerbstäti
genquote von 73 %, lag sie 2017 bei 79 %. Getrieben wurde dieser Zuwachs vor allem durch die 
höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen. Diese wuchs im selben Zeitraum um 8 Prozentpunkte von 67 % 
auf 75 %, während die der Männer um 4 Prozentpunkte anstieg (von 79 % auf 83 %). Deutschlands 
Erwerbstätigenquote gehört damit sowohl insgesamt als auch bei den Frauen zu den höchsten Europas. 
Schweden hat noch leicht höhere Quoten (82 % Erwerbstätigenquote insgesamt, 80 % bei den Frauen) 
und Litauen hat eine leicht höhere Frauenerwerbstätigenquote (76 %).34 Es ist daher fraglich, wie viel 
Stabilisierungspotential noch von diesem Faktor in Zukunft ausgehen kann. Potential dürfte hier am 
ehesten noch in einer Ausweitung der Arbeitszeit von Frauen liegen. In 2011 arbeiteten 46 % der 
erwerbstätigen Frauen (zwischen 15 und 74 Jahren) weniger als 32 Stunden pro Woche. 17 % dieser 
teilzeitbeschäftigten Frauen wünschten sich 2011 höhere Arbeitsstunden und hätten dafür auch dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung gestanden.35 Allerdings muss bei einer höheren Erwerbstätigenquote der 
Frauen auch die Rückkopplung auf die Möglichkeiten der familiären Pflege beachtet werden. Während 
eine höhere Arbeitsmarktpartizipation der Frauen zu höheren Einnahmen führt, kann sie negative 
Effekte auf der Ausgabenseite verursachen: Bislang sind es überwiegend Frauen, die Familienangehörige 
zuhause pflegen. Wenn diese mehr arbeiten gehen, sind Pflegebedürftige wiederum auf professionelle 
Pflegedienste angewiesen, was die Ausgaben der Pflegeversicherung erhöht.

Denkbar wäre auch eine Erhöhung der Lebensarbeitszeit durch eine Verschiebung des Ren
teneintrittsalters. Durch den längeren Lohnbezug könnten auch die Einnahmen der SPV stabilisiert 
werden. Eine weitere Anhebung des Renteneintrittsalters ist zwar ökonomisch gut zu begründen, 
politisch allerdings hoch umstritten.36

33	 Vgl. https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2016/01/PD16_021_12421pdf.pdf?__
blob=publicationFile, zuletzt abgerufen am 18.1.2019.

34	 Vgl. Statistisches Bundesamt (2018), S. 6 und S. 8.
35	 Vgl. Seko u.a. (2012), S. 30.
36	 Vgl. http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/was-wird-aus-der-rente/debatte-um-erhoehung-des-gesetzlichen-renten-

alters-14399453.html, zuletzt abgerufen am 03.04.2017.
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Produktivitätsentwicklung37

Eine Steigerung der beitragspflichtigen Einnahmen könnte auch durch eine Steigerung der Einkommen 
erreicht werden, für die eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität notwendig wäre. Eine Studie des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie kommt zu dem Schluss, dass für moderate Steigerungen des 
Einkommens um 1 % in Zeiten des demografischen Wandels eine Steigerung der Arbeitsproduktivität 
von jährlich über 2 % erreicht werden müsste.38 

Allerdings gibt es wenig Anzeichen dafür, dass eine solche Produktivitätssteigerung in den nächsten 
Jahrzehnten zu erreichen wäre: In Deutschland ist die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität 
seit 2005 nur geringfügig angestiegen. Im Zeitraum von 1995-2005 betrug das durchschnittliche 
Wachstum der Erwerbstätigenproduktivität noch 1,1 %, während es im Zeitraum von 2005-2014 nur 
0,4 % betrug.39 Diese Produktivitätsentwicklung wird in Deutschland vor allem durch den starken 
Beschäftigungsaufbau in arbeitsintensiven Branchen (Dienstleistungen) beeinflusst, deren Arbeits-
produktivität im Schnitt geringer ausfällt als in der verarbeitenden Industrie.40 Aber auch die Produktivi-
tät im verarbeitenden Gewerbe, bisher traditionell hochproduktiv, hat merklich abgenommen. Der 
Outsourcing-Prozess in den Jahren 1995 bis 2005 hatte durch Auslagerung weniger produktiver Wert-
schöpfungsstufen (insbesondere durch den Bezug von ausländischen Vorleistungen) noch zu hohen 
Produktivitätssteigerungen geführt. Dieser Prozess kam nach 2009 zu seinem Ende.41 Ob es gelingen 
wird, die Arbeitsproduktivität in Zeiten des demografischen Wandels deutlich zu steigern, bspw. im 
Zuge der Industrie 4.0-Prozesse, ist unklar. Eine Studie von Bitkom und des Fraunhofer-Instituts für 
Arbeitswirtschaft und Organisation IAO42 geht davon aus, dass Industrie 4.0 zu gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätssteigerungen im Zeitraum von 2013 bis 2025 von insgesamt 12 % führen könnte. Dies 
ergäbe aber eine jährliche Steigerungsrate von unter 1 %43 und wäre für nennenswerte Steigerungen 
der beitragspflichtigen Einnahmen daher zu gering. Auch die Deutsche Bundesbank geht davon aus, 
dass die Alterung der Gesellschaft tendenziell zu geringeren Lohnzuwächsen führt.44 Es ist also davon 
auszugehen, dass eine nennenswerte Steigerung der Summe der beitragspflichtigen Einnahmen durch 
eine Zunahme der Arbeitsproduktivität in der Zukunft kaum zu erreichen ist.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die genannten stabilisierenden Effekte die Folgen der demo-
grafischen Verschiebungen nicht aufhalten, sondern nur abmildern können, weil die Zahl der (poten-
tiellen) Beitragszahler abnimmt. Das benötigte Finanzierungsvolumen verteilt sich also auf weniger 
Köpfe und in der Folge müssen die Beiträge steigen. 

Steuerzuschüsse

In der Politik wird aktuell eine teilweise Steuerfinanzierung der Sozialen Pflegeversicherung dis-
kutiert. Vorbild hierfür sind die Steuerzuschüsse, die in die Renten- und Krankenversicherung fließen. 
Begründet wird der Vorstoß, wie in den anderen Sozialversicherungszweigen, mit der Finanzierung 
versicherungsfremder Leistungen. Der GKV-Spitzenverband nennt hier die Finanzierung zusätzlicher 
Rentenansprüche für pflegende Angehörige und beziffert dies mit 2,7 Mrd. Euro.45 Ein Argument für 
eine Steuerfinanzierung der Pflegeversicherung erwächst hieraus jedoch nicht automatisch. Vielmehr 

37	 Dieser Abschnitt ist Arentz/Ulrich (2017), S. 47ff. entnommen. 
38	 Vgl. Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. (2016).
39	 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2015), S. 285-286.
40	 Vgl. ebd., S. 289.
41	 Vgl. ebd., S. 292-293.
42	 Vgl. Bauer u.a. (2014).
43	 Zitiert nach DZ Bank Research (2016), S. 6 und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung (2015). Laut SVR sind die Ergebnisse der Studie zudem kritisch zu sehen, weil die Zahlen lediglich auf 
Einschätzungen von Experten beruhen, die für die Studie interviewt wurden (vgl. ebd, S. 313).

44	 Vgl. Deutsche Bundesbank (2017), S. 45.
45	 Vgl. https://www.gkv-spitzenverband.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/presse-

mitteilung_730176.jsp, abgerufen am 21.3.2019. 

https://www.gkv-spitzenverband.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemitteilung_730176.jsp
https://www.gkv-spitzenverband.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemitteilung_730176.jsp
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sollten versicherungsfremde Leistungen aus der Pflegeversicherung ausgegliedert werden und sach-
gerecht dem Sozialversicherungssystem zugeordnet werden, in dem die Leistungen anfallen.

Zudem kann durch Steuermittel keine nachhaltige Finanzierung der Pflegeversicherung erreicht 
werden. Steuermittel schwanken mit der Konjunktur und deren Verwendung unterliegt einem Haus-
haltsvorbehalt. Da es sich bei den Steuerzuschüssen nicht um individuelle Ansprüche der Versicherten 
(wie etwa bei bedürftigkeitsgeprüften staatlichen Unterstützungsleistungen) handelt, sondern um pau-
schale Zuweisungen, können sie auch je nach Haushaltslage gekürzt werden. Zudem führt die parallele 
Steuerfinanzierung zu einer Verschleierung der tatsächlichen Belastungen für die Beitragszahler, da sie 
in ihrer Mehrheit auch die Steuerzuschüsse tragen, ohne, dass sie dies den Pflegeversicherungskosten 
zurechnen können. 

Neben den konjunkturellen Risiken spielt die Demografie auch bei der Steuerfinanzierung eine Rolle. 
So ist in einer abnehmenden Bevölkerung mit weniger Erwerbstätigen auch mit einer Abnahme der 
Steuereinnahmen zu rechnen. Letztlich zeigen sich auch bei den Steuereinnahmen dieselben negativen 
Effekte wie bei der umlagefinanzierten Sozialversicherung: Eine Studie des Frauenhofer-Instituts und 
Prognos geht davon aus, dass (je nach Szenario) die Einnahmen aus der Einkommenssteuer im Jahr 
2045 um 8-12 % und in 2060 um 12-21 % geringer ausfallen. Die Einnahmen aus der Umsatzsteuer 
gehen bis 2045 um 7-16 % und in 2060 um 13-25 % zurück.46 Der fiskalische Spielraum zur Finanzie-
rung staatlicher Ausgaben wird also merklich geringer. Die Steuermittel, die für die Pflegeversicherung 
eingesetzt werden, fehlen für andere staatliche Aufgaben, insbesondere für das Wirtschaftswachstum 
notwendige Investitionen wie etwa Infrastruktur oder Bildung.

5.2	 Faktoren auf der Ausgabenseite

Bevölkerungsstruktur und Lebenserwartung

Inwiefern eine steigende Lebenserwartung auch zu einem stärkeren Bezug von Pflegeleistungen führen 
wird, ist wissenschaftlich umstritten.47 Allerdings wachsen in den nächsten Jahren die geburtenstarken 
Jahrgänge in die Altersklassen hinein, in denen die höchsten Ausgaben in der Pflegeversicherung ver-
ursacht werden. Unabhängig davon, ob es zu einer Ausdehnung der Leistungsinanspruchnahme oder 
um eine Verschiebung der Leistungsinanspruchnahme in höhere Altersjahre kommt, sind damit die 
Klassen der Älteren mit hoher Pflegefallwahrscheinlichkeit in Zukunft stärker besetzt, so dass zu einer 
Zunahme der Ausgaben kommen wird.

Zudem sinkt das Potential an informeller Pflege durch Angehörige. Die höheren Erwerbsquoten von 
Frauen, die überwiegend die informelle Pflege übernehmen, führen dazu, dass diese weniger Zeit für 
die Pflege Angehöriger haben. Zudem rücken mehr Kinderlose in die pflegenahen Jahrgänge vor, so dass 
der Bedarf an formeller Pflege in Zukunft noch steigen dürfte.

Baumol’sche Kostenkrankheit

Ein weiterer Ausgabentreiber in der Pflege ist die sog. Baumol‘sche Kostenkrankheit.48 Die durch-
schnittliche Lohnentwicklung in einem Land wird vor allem durch Wirtschaftsbereiche bestimmt, die 
hohe Produktivitätssteigerungen aufweisen und in denen somit höhere Löhne bezahlt werden können. 
Da die Pflegebranche sehr personalintensiv ist, verzeichnet dieser Wirtschaftsbereich allerdings 
nur unterdurchschnittliche Produktivitätssteigerungen. Um eine Abwanderung der Arbeitnehmer in 
Branchen mit höherer Entlohnung zu verhindern, muss in Dienstleistungsbranchen ein mit anderen 
Wirtschaftszweigen vergleichbarer Lohn bezahlt werden, der dann allerdings über der Produktivität des 

46	 Vgl. Calahorrano et al. (2016). Zu den Effekten auf die Einkommenssteuer siehe auch: Beznoska/Heintze (2016).
47	 Vgl. Diskussion um die Kompressions- vs. Medikalisierungsthese bzw. Dynamisches Gleichgewicht die Literatur in 

Lindgren (2016).
48	 Vgl. Baumol (1967).
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Dienstleistungsbereichs liegt. Damit kann die Baumol‘sche Kostenkrankheit als ein Erklärungsansatz für 
in Zukunft weiter steigende Kosten im Pflegesektor herangezogen werden. 49 

Die Auswirkungen des Lohngefälles zwischen den Branchen sind schon heute in Deutschland zu spüren. 
Die nachkommenden Generationen sind zahlenmäßig kleiner und viele Branchen konkurrieren um 
Nachwuchs. Schon heute fehlen Fachkräfte für die Altenpflege, weil der Beruf aufgrund der Arbeits-
bedingungen und geringerer Entlohnung für viele unattraktiv ist. Eine aktuelle Analyse der Bundes-
agentur für Arbeit kommt zu dem Schluss, dass in keinem Bundesland ausreichend Arbeitslose zur 
Verfügung stehen, um die offenen Stellen in der Altenpflege zu besetzen. Die Stellen sind zudem um 
63 % länger vakant als im Durchschnitt über alle Berufe.50 Angesichts der absehbar steigenden Zahlen 
an Pflegebedürftigen wird der Beruf auch durch höhere Entlohnung attraktiver werden müssen, um 
ausreichend Pfleger in der Branche zu halten und neue hinzuzugewinnen. Daher werden die Kosten 
weiter steigen. 

Medizintechnischer Fortschritt

Welchen Einfluss der medizintechnische Fortschritt auf die Pflege hat, ist bisher ungewiss. Während er 
in der Krankenversicherung eindeutig zu Kostensteigerungen geführt hat und dies auch für die Zukunft 
als einer der Haupttreiber der Kosten angesehen wird, könnte er die Kosten in der Pflegeversicherung 
dahingehend verringern, dass die Versicherten dank der medizinischen Innovationen weniger stark auf 
Pflegeleistungen angewiesen sind.51

Eine zunehmende Automatisierung der Pflege durch Pflegeroboter oder digitale Assistenzsysteme 
könnte dabei helfen, die Kostensteigerungen zu dämpfen. Zum einen könnten Pflegebedürftige länger 
unabhängig bleiben und damit einen teureren Aufenthalt im Pflegeheim vermeiden. Zum anderen 
könnten durch den Einsatz von Robotern bzw. Digitalisierungsstrategien in Pflegeheimen die Perso-
nal- und Verwaltungskosten in Heimen gesenkt werden. Sie könnten qualifizierten Pflegekräften mehr 
Zeit für den Patienten ermöglichen, indem sie von Routinearbeiten entlastet werden.52 Allerdings sind 
diese Roboter und Assistenzsysteme derzeit noch sehr teuer. Erfahrungen aus Japan zeigen, dass sie 
die Kosten in Pflegeheimen bisher nicht reduziert, dafür aber die Arbeitsbedingungen für die Pfleger 
verbessert haben.53 

49	 Vgl. auch La Maisonneuve/Oliveira Martins (2013).
50	 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2018), S. 18.
51	 Vgl. Diskussion in Lindgren (2016). 
52	 Vgl. Tak et al. (2010).
53	 Vgl. https://www.japantimes.co.jp/news/2018/03/30/national/robots-making-inroads-japans-elder-care-facili-

ties-costs-still-high/#.W08slmerfDA, zuletzt abgerufen am 18.7.2018.
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6.	 Diskussion und Fazit

Die in dieser Analyse vorgenommene Simulation verdeutlicht, welche Finanzierungsschwierigkeiten 
sich ergeben, wenn in der SPV weiterhin eine Differenz zwischen dem Wachstum der Einnahmenbasis 
und der Ausgabenentwicklung besteht. Selbst in einem Szenario ohne Kostendruck käme es allein durch 
die demografischen Verschiebungen zu einem Anstieg des Beitragssatzes auf 4,1 % im Jahr 2040. Allein 
aufgrund der veränderten Altersstruktur der Versicherten der SPV müsste ein Mitglied bis zu 45 % mehr 
an Beitragsbelastung tragen. Unterstellt man dagegen einen Kostendruck im System, so wie es in der 
Vergangenheit zu beobachten war, resultieren Beitragssätze, die für das Jahr 2040 zwischen 5,2 % und 
7,9 % liegen können und damit in einem Bereich, der nicht mehr tragbar erscheint. 

Zudem muss beachtet werden, dass neben der SPV auch die anderen umlagefinanzierten Sozialver
sicherungssysteme der Kranken-, Rente-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung mit den Folgen der 
demografischen Entwicklung konfrontiert werden. In der Summe ergeben sich Sozialversicherungsab-
gaben, die für die kleiner werdende Anzahl von erwerbstätigen Beitragszahlern finanziell überfordernd 
sein dürften.54 Zudem sind negative Effekte auf dem Arbeitsmarkt aufgrund steigender Lohnkosten 
und damit negativer Zweitrundeneffekte auf die Sozialversicherung zu erwarten. Angesichts der hohen 
Belastung von Arbeit mit Sozialversicherungsabgaben dürften die Unternehmen vorsichtiger mit Ein-
stellung sein bzw. Arbeit durch Kapital ersetzen. Der damit einhergehende Rückgang von Beschäftigung 
wirkt sich wiederum negativ auf die Finanzierungsgrundlage der Sozialversicherungen aus, was wiede
rum steigende Beitragssätze zur Folge hat.

Zentrale Frage ist daher, wie die Reduktion des Abstands zwischen Einnahmen- und Ausgabenent-
wicklung in Zukunft erreicht werden soll, wenn die demografischen Strukturveränderungen allein schon 
zu Ausgabensteigerungen führen werden, während die Beitragseinnahmenbasis demografiebedingt 
abnimmt. 

Positiv auf die Einnahmenseite könnte zum einen die Erhöhung des Erwerbspersonenpotentials wirken. 
Dabei ist allerdings fraglich, ob die schon sehr hohen Erwerbsquoten weiter gesteigert werden können. 
Zudem sind potentiell negative Effekte auf der Ausgabenseite zu erwarten, weil das Potential an fami-
liärer Pflege abnimmt. Nicht nur für die gesetzliche Pflegeversicherung wäre auch eine Ausweitung 
der Lebensarbeitszeit eine Möglichkeit, die Finanzen etwas zu stabilisieren, politisch ist dieser Weg 
allerdings umstritten. Auch Produktivitätssteigerungen könnten zu einer höheren Einnahmenbasis bei-
tragen, wobei unklar ist, ob diese in Zukunft in nennenswertem Umfang zu erreichen sein werden.

Der derzeit diskutierte Vorschlag, die Einnahmen der Pflegeversicherung über Steuerzuschüsse zu 
stabilisieren, führt zu einer Verschleierung der tatsächlichen Belastungen für die Beitragszahler, da sie 
in ihrer Mehrheit auch die Steuerzuschüsse tragen, ohne dass sie dies den Pflegeversicherungskosten 
zurechnen können. Zudem sind auch die Steuereinnahmen konjunkturanfällig und könnten je nach 
Haushaltslage gekürzt werden. 

Darüber hinaus führt die Steuerfinanzierung auch in der Zukunft nicht zu mehr Nachhaltigkeit. Die 
anstehenden demografischen Veränderungen wirken sich nicht nur auf die Finanzierung der Sozialver-
sicherungen negativ aus, sondern führen auch zu geringeren Steuereinnahmen. Eine Steuerfinanzierung 
der Pflegeversicherung konkurriert dann noch stärker als heute mit anderen staatlichen Ausgaben-
posten. Die in die Pflegeversicherung fließenden Steuermittel würden für andere staatliche Aufgaben, 
wie etwa für die Finanzierung der Bildung oder Infrastruktur fehlen, die für das Wirtschaftswachstum 
eine Bedeutung haben. 

Auf der Ausgabenseite müssten erhebliche positive Veränderungen auf die Pflegefallwahrscheinlich-
keit, etwa durch deutlich gesünderes Altern, erzielt werden. Inwiefern dies möglich ist, ist Gegen-

54	 Schon heute ist die Steuer- und Abgabenlast in Deutschland im internationalen Vergleich sehr hoch. Vgl. OECD 
(2017). Siehe auch Beznoska/Hentze (2017) und Döhrn u.a. (2017).
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stand der wissenschaftlichen Diskussion. Manche Studien anhand von Befragungen älterer Kohorten 
deuten darauf hin, dass trotz steigender Prävalenz von sog. chronischen Krankheiten durch bessere 
Behandlungsmaßnahmen auch die Schwere der Pflegebedürftigkeit zurückgehen könnte. Allerdings 
warnen andere Autoren davor, diese positiven Ergebnisse auf zukünftige Generationen zu übertragen, 
die stärker von Übergewicht und den damit verbundenen Krankheitsbildern betroffen sein dürften.55 

Inwiefern der technologische Fortschritt (Digitalisierung, vermehrter Einsatz von Robotern in der Pflege) 
die Kostendynamik nach hohen Anfangsinvestitionen positiv beeinflussen könnte, bleibt abzuwarten. 
Erste Erfahrungen aus Japan zeigen, dass der Einsatz von Robotern bzw. Assistenzsystemen in der Pflege 
derzeit sehr teuer ist. Immerhin haben diese Systeme aber das Potential, die Arbeitszufriedenheit der 
Pfleger zu verbessern. Dies könnte wiederum die Attraktivität des Pflegeberufs erhöhen. 

Sollten diese Faktoren nicht ausreichend wirken und damit der Druck auf die Beitragssätze weiter 
wachsen, besteht das politische Risiko, dass die Belastungsgrenze der Erwerbstätigen erreicht und 
Leistungen gekürzt werden müssen. Um diese Entwicklungen zu vermeiden, sollten weitere Leistungs-
ausdehnungen nicht im Umlageverfahren durchgeführt werden. Dies gilt auch für den u.a. von Hamburg 
vorgebrachten Vorschlag, die Eigenanteile für die Pflegekosten im stationären Sektor auf dem heutigen 
Stand zu deckeln. So würden in Zukunft alle Kostensteigerungen von der Sozialen Pflegeversicherung 
übernommen werden müssen, mithin käme es zu einer Ausweitung des Umlageverfahrens.

Das Ziel, die Eigenanteile frühzeitig abzusichern, um eine finanzielle Überforderung im Alter zu ver-
meiden, ist richtig. Hierfür böte sich als nachhaltige Alternative zum Umlageverfahren die Absicherung 
dieser Eigenanteile über kapitalgedeckte Zusatzversicherungen an.

55	 Vgl. Lindgren (2016), S. 9 und die dort angegebene Literatur. Zum Zusammenhang zwischen Übergewicht und 
Pflegebedürftigkeit siehe bspw. Yang/Zhang (2014). Für Deutschland kommen Unger u.a. (2011) zu dem Schluss, 
dass es zu einer Ausdehnung der Lebenserwartung kommt und insgesamt absolut mehr Lebensjahre frei von Pflege-
bedürftigkeit verbracht werden. Allerdings kommt es weder absolut noch relativ zur Lebenserwartung zu einer 
Kompression der Pflegebedürftigkeit (vgl. S. 295).
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